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haltensweisen und Beziehungen der Bürger, der Verstär
kung der Achtung vor dem Gesetz und der weiteren Fe
stigung des Vertrauens der Bürger zum sozialistischen 
Staat dient.

Das Oberste Gericht orientiert dahin, daß die Gewähr
leistung des zivilrechtlichen Schutzes des sozialistischen 
sowie des persönlichen Eigentums nicht lediglich auf die 
Fälle der außervertraglichen Schadenszufügung und Scha
denswiedergutmachung beschränkt ist. Diese Aufgabe er
fordert auch bei der Gestaltung und Erfüllung der zivil- 
rechtlichen Verträge, die die sozialistischen Betriebe im 
Rahmen ihrer Versorgungsaufgaben mit den Bürgern ein- 
gehen, besondere Beachtung.

Das Oberste Gericht hat der exakten Anwendung der 
materiellrechtlichen und prozessualen Bestimmungen 
zum Gesundheitsschutz und zum Schutz des sozialistischen 
Eigentums sowie des persönlichen Eigentums der Bürger, 
der Aufdeckung der Ursachen und Bedingungen von 
Schäden wie aller Rechtsverletzungen und der Förderung 
vielfältiger Initiativen der Werktätigen, die Gesetzlich
keit, Ordnung, Disziplin und Sicherheit zu gewährleisten, 
durch seine Rechtsprechung und Leitungstätigkeit große 
Aufmerksamkeit gewidmet.

Unterstützung der sozialistischen Wohnungspolitik 
durch die Gerichte

Auf seiner Plenartagung im Juni І980 hat das Oberste 
Gericht, ausgehend von den Beschlüssen des IX. Parteita
ges der SED die Aufgaben der Gerichte zur Unterstützung 
der sozialistischen Wohnungspolitik erörtert12 und sich da
bei insbesondere mit Fragen der Mitgestaltung der Wohn
verhältnisse durch die Mieter selbst befaßt. Die erstmals 
im ZGB rechtlich geregelte Mitwirkung der Mieter bei 
der Pflege, Instandhaltung, Verschönerung und Moderni
sierung der Wohnhäuser, ihr aktives Handeln zur Ver
meidung und Beilegung von Konflikten erlangt im Pro
zeß der Herausbildung und Durchsetzung sozialistischer 
Wohnbedingungen besondere Bedeutung. Sie bringt das 
für sozialistische Verhältnisse charakteristische vertrau
ensvolle Zusammenwirken der Bürger und Betriebe 'Zum 
Ausdruck. Für die Erhaltung der Wohnraumsubstanz im 
Rahmen des Wohnungsbauprogramms wird ein volks
wirtschaftlich bedeutender Beitrag geleistet. Dabei wer
den örtliche Reserven zur weiteren Verbesserung der 
Wohnbedingungen erschlossen. Das Plenum beantwortete 
u. a. Rechtsfragen im Zusammenhang mit den Eigenlei
stungen der Mieter im „Mach-mit!“-Wettbewerb, der Be
gründetheit von Instandhaltungsansprüchen, der Siche
rung der Rechte der Mieter bei Baumaßnahmen des Ver
mieters und bei der Vornahme von Modernisierungsmaß
nahmen durch sie selbst.

Die Gerichte unterstützen die Aktivitäten der Mieter
gemeinschaften, die sich nachdrücklich für den Schutz des 
sozialistischen Eigentums, für Ordnung und Sicherheit im 
Wohngebäude, für die Durchsetzung der Hausordnung, 
für die Einhaltung der mietvertraglichen Rechte und 
Pflichten einsetzen.

Die sachkundige Information und Unterstützung der 
Bürger, um die neue politische und juristische Qualität 
des Zivilrechts voll wirksam werden zu lassen, ist eine 
grundlegende Anforderung an die Tätigkeit aller Gerichte, 
mit der das Vertrauensverhältnis gefördert wird.

Beitrag der Gerichte
zur Festigung der Familienbeziehungen

Mit der Leitungstätigkeit des Obersten Gerichts in der 
Familienrechtsprechung war darauf hinzuwirken, daß die 
Gerichte mit ihrer Arbeit dazu beitragen, die Entwicklung 
und Festigung der Familienbeziehungen als einer gesamt
gesellschaftlichen Aufgabenstellung zu fördern.

Mit der 14. Plenartagung des Obersten Gerichts am
13. Dezember 1979 wurden die Aufgaben der Gerichte im

Eheverfahren sowohl hinsichtlich der grundsätzlichen fa
milienpolitischen Forderungen als auch hinsichtlich der 
Erfordernisse bei der Durchführung des einzelnen Verfah
rens bestimmt.13 1 2 3 4 5 6 7

Die Einschätzung des Plenums, daß die Rechtsprechung 
der Gerichte im Eheverfahren generell den gesetzlichen 
Voraussetzungen für die Ehescheidung bzw. Klagabwei- 
sung entspricht, bestätigt ausdrücklich die bisherigen Er
gebnisse der gerichtlichen Arbeit. Die Forderungen zum 
Inhalt der Aussöhnungsverhandlung und zur Sachaufklä
rung als grundlegende Voraussetzungen für die richtige 
Anwendung des § 24 FGB führen die auf der 3. Plenarta
gung des Obersten Gerichts gegebene Orientierung zu 
Fragen der Anwendung der ZPO bei der Verstärkung der 
gesellschaftlichen Wirksamkeit der Zivil-, Familien- und 
Arbeitsrechtsverfahren für die Arbeit der Gerichte im 
Eheverfahren weiter und vermitteln zugleich eine Grund
lage für die differenzierte, rationelle und effektive Arbeit 
der Gerichte im Eheverfahren. Die Rechtsprechung und 
Leitungstätigkeit ist von dem Grundgedanken bestimmt, 
die Rechte und Interessen der Kinder zu wahren und im 
Eheverfahren konsequent zu beachten. Die Orientierung, 
daß die Gerichte diese bedeutsame familienpolitische For
derung mit den Entscheidungen über das Erziehungsrecht 
und den Unterhalt der Kinder, die Ehewohnung sowie 
die Verteilung des gemeinschaftlichen Eigentums und 
Vermögens berücksichtigen, gilt auch für die Rechtspre
chung in anderen Familienverfahren.

Auch hier kommt es darauf an, erreichte gute Ergeb
nisse fortzuführen. So war mit der Kassationsrechtspre
chung des Obersten Gerichts in Familienverfahren wie
derholt darauf hinzuweisen, die Rechte und Pflichten der 
Prozeßparteien und ihrer Kinder konsequent zu beachten 
(z. B. bei der Abweisung einer Berufung als offensichtlich 
unbegründet). Eine Reihe von Entscheidungen verdeut
licht die Notwendigkeit, mit der Familienrechtsprechung 
auch sozial- und wohnungspölitische Grundsätze und 
Maßnahmen (z. B. bei der Entscheidung über Unterhalts
ansprüche oder die Rechte an der Ehewohnung) zu be
achten, die Rechtsprechung folglich immer in gesamtge
sellschaftliche Aufgabenstellungen einzuordnen und eine 
enge Zusammenarbeit mit den örtlichen Organen der 
Staatsmacht zu gewährleisten.

*
Das Oberste Gericht der DDR hat seit dem IX. Parteitag 
erkennbar große Konsequenz gezeigt, durch Qualifizierung 
der Leitung der Rechtsprechung einen wirksamen Beitrag 
zur Erfüllung der von der Partei der Arbeiterklasse ge
stellten Hauptaufgabe in ihrer Einheit von Wirtschafts
und Sozialpolitik zu leisten.

In diesem Sinne gehen wir auch an die Vorbereitung 
des X. Parteitages der SED und verwirklichen so alle Auf
gaben, die sich für uns bei der weiteren Gestaltung der 
entwickelten sozialistischen Gesellschaft in der DDR er
geben.
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